
Einfügung durch ST/Übersetzung des Abstract:

Kann die Regierungsbeteiligung den Reiz rechtspopulistischer Parteien brechen?
Diese Frage ist von entscheidender Bedeutung angesichts des weltweiten Aufstiegs rechtspopulistischer
Parteien, der die Regierungsbildung zunehmend erschwert. Kommentatoren und Beobachter vertreten
immer häufiger die Ansicht, dass sich der Reiz der extremen Rechten durch ihre Einbindung in die 
Regierung brechen ließe. Die Idee besagt, dass die Übernahme von Regierungsverantwortung, der 
Umgang mit den Zwängen des politischen Alltags und das Eingehen von politischen Kompromissen 
es rechtspopulistischen Parteien erschweren würden, ihre Popularität aufrechtzuerhalten.
Wir überprüfen dieses Argument, indem wir 1.237 Kabinette in 57 Demokratien im Zeitraum von 1976 
bis 2023 analysieren und dabei ein Difference-in-Differences-Design anwenden. Unsere Ergebnisse 
zeigen keinerlei Hinweise darauf, dass eine Beteiligung an der Exekutive die Unterstützung für 
rechtspopulistische Parteien schwächt. 
Im Gegenteil: Diese Parteien gewinnen an Popularität und steigern ihren Stimmenanteil im Durchschnitt 
um etwa sechs Prozentpunkte bei der nächsten Wahl. Somit bricht die Regierungsbeteiligung nicht den 
Reiz der extremen Rechten – sie festigt vielmehr deren Wahlerfolg.












































































































